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Gesetzgebung und Verwaltung 
 

Änderungen im Sächsischen Kommunalabgabengesetz 

Der Sächsische Landesgesetzgeber nahm 
im Rahmen des Gesetzes zur Änderung 
des Verwaltungsvollstreckungsrechts und 
weiterer verwaltungsverfahrensrechtlicher 
Vorschriften vom 13.12.2023 Anpassungen 
im Sächsischen Kommunalabgabengesetz 
vor. Die Regelungen traten bereits am 
31.12.2023 in Kraft. Unter anderem er-
streckte der Gesetzgeber in § 9 Abs. 5 
SächsKAG die öffentliche Last nunmehr 
auch auf die grundstücksbezogenen Benut-
zungsgebühren. Damit haftet folglich das 
Grundstück für rückständige Gebührenfor-
derungen in der Immobiliarvollstreckung mit 
privilegierter Rangstellung nach § 10 Abs. 1 
Nr. 3 ZVG. Aus dem Vollstreckungsprivileg 
ergeben sich allerdings auch besondere 
Anforderungen an die inhaltliche Bestimmt-

heit des Abgabenbescheides. Künftig wer-
den Einrichtungsträger bei der Erhebung 
von Benutzungsgebühren sorgsam darauf 
achten müssen, dass auch wirklich das 
Buchgrundstück (formeller Grundstücksbe-
griff) und nicht lediglich einzelne zusam-
menhängend genutzte Flurstücke per Ab-
gabenbescheid veranlagt werden. Nach der 
Rechtsprechung des Sächsischen Oberver-
waltungsgerichts ist ein Bescheid über Ab-
gaben, die als öffentliche Last auf dem 
Grundstück ruhen, bei Unbestimmtheit des 
Veranlagungsobjekts rechtswidrig. 

 

Hinweis: Beachten Sie hierzu unseren Bei-
trag zum Urteil des OVG Bautzen vom 
07.02.2023, Az.: 4 A 170/20, unter: 
www.kanzlei-schenderlein.de/rechtspre-
chung 

  

https://kanzlei-schenderlein.de/kommunalabgaberecht/kommunalabgabenrecht-grundstueck-und-nicht-flurstueck-massgeblich/
https://kanzlei-schenderlein.de/kommunalabgaberecht/kommunalabgabenrecht-grundstueck-und-nicht-flurstueck-massgeblich/
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Rechtsprechung 
 
Kommunalabgabenrecht:  

Ermittlung des Gewässerunterhaltungsbeitrags nach wertmäßigem Kosten-
begriff 
OVG Magdeburg, Urteil vom 26.09.2023, Az.: 4 L 15/23

Mit Bescheid vom 23.02.2016 zog ein Ge-
wässerunterhaltungsverband (GUV) eine 
Kommune (K) zu einem Gewässerunterhal-
tungsbeitrag in Höhe von 105.753 EUR 
heran. K war der Auffassung, dass die Kos-
ten falsch ermittelt wurden. Der GUV habe 
der Berechnung nicht den wertmäßigen 
Kostenbegriff zugrunde gelegt. Hierdurch 
kam es dazu, dass der GUV die tatsächli-
chen Kosten für die Neuanschaffung von 
Kraftfahrzeugen in Höhe von 37.500 EUR 
und Maschinen in Höhe von 194.000 EUR 
ohne Berücksichtigung der buchhalteri-
schen Abschreibung angesetzt hatte. Die 
nach erfolglosem Widerspruch erhobene 
Klage der K hatte Erfolg. Der GUV ging da-
raufhin in Berufung. 

Die Berufung blieb erfolglos. Die Rechts-
widrigkeit der Beitragserhebung ergibt sich 
daraus, dass der GUV die Anschaffungs-
kosten für die Fahrzeuge und Maschinen 
nicht wertmäßig, sondern fehlerhaft in tat-
sächlich im Jahr 2016 angefallener Höhe 
angesetzt hatte. Grundsätzlich sind bei Ver-
mögensgegenständen des Anlagevermö-
gens, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, 
die Anschaffungs- und Herstellungskosten 
um planmäßige lineare Abschreibungen 
über die Dauer der voraussichtlich verblei-
benden Nutzung hinweg zu vermindern. Die 
Anwendung dieses Bemessungsprinzips ist 
zur Einhaltung der gebotenen Verhältnis-
mäßigkeit der Verbandsbeitragserhebung 
geboten. Andernfalls kommt es zu einer Be-
nachteiligung der Umlagepflichtigen. 

  
 
 
Schadensersatzrecht:  

Kein Schadensersatz für Stundungszinsen 
BGH, Urteil vom 12.10.2023, Az.: III ZR 192/22

Ein Grundstückseigentümer (E) wurde von 
einem Zweckverband (ZV) zu einem Ka-
nalanschlussbeitrag in Höhe von 9.020 
EUR herangezogen. Auf Antrag des E stun-
dete der ZV den Betrag, wofür Stundungs-
zinsen in Höhe von 483 EUR anfielen. Im 
darauffolgenden Klageverfahren erklärte 
das Oberverwaltungsgericht die Beitragser-
hebung für rechtswidrig. ZV hob den Bei-
tragsbescheid daraufhin auf und erstattete 
den bis dahin vollständig beglichenen Ka-
nalanschlussbeitrag. E verlangte von ZV 
zusätzlich Schadensersatz wegen der ent-
richteten Stundungszinsen. Die darauf ge-
richtete Klage hatte in den Vorinstanzen 
keinen Erfolg. E legte Revision ein. 

Die Revision blieb erfolglos. Im Rahmen ei-
nes unrechtmäßigen Bescheides über ei-
nen Kanalanschlussbeitrag besteht kein 
Anspruch auf Ersatz der Stundungszinsen. 
§ 234 Abs. 1 S. 2 AO schränkt die Abhän-
gigkeit von Zinsen zum Bestehen des ge-
stundeten Anspruchs ein. Folglich lässt die 
Aufhebung oder Änderung des wie hier vor-
liegenden Beitragsbescheids nach Ablauf 
der Stundung die bis dahin entstandenen 
Stundungszinsen unberührt. Maßgeblich für 
die Festlegung der Stundungszinsen ist al-
lein der gestundete Beitragsanspruch wäh-
rend des Stundungszeitraums, unabhängig 
davon, ob der Beitrag rechtmäßig oder 
rechtswidrig ist.  
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Anschluss- und Benutzungszwang:  

Keine Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 
VGH München, Beschluss vom 05.09.2023, Az.: 4 ZB 23.816 

Eine Eigentümerin (E) bezog ihr Trinkwas-
ser vollständig aus einem vor 1760 errichte-
ten eigenen Hausbrunnen. Sie beantragte 
daher bei der Gemeinde (G) die Befreiung 
vom Anschluss- und Benutzungszwang der 
öffentlichen Wasserversorgungseinrich-
tung. Im November 2021 stellte das Land-
ratsamt eine grenzüberschreitende Bakteri-
enbelastung fest, weshalb die Untersagung 
der Brunnennutzung ab April 2023 beab-
sichtigt war. Anschließend lehnte G den An-
trag auf Befreiung ab. Nach erfolglosem Wi-
derspruchsverfahren erhob E Klage vor 
dem Verwaltungsgericht. Die Klage hatte 
keinen Erfolg. E beantragte daraufhin die 
Zulassung der Berufung. 

Das Gericht lehnte den Antrag ab. Grund-
sätzlich haben Besitzer von Hausbrunnen 
kein schützenswertes Interesse an der Be-
freiung vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang, sofern mit sehr hoher Wahrschein-
lichkeit zu erwarten ist, dass das Wasser 
aus dem Brunnen nicht als Trinkwasser ver-
wendet werden darf. Dies ist beispielsweise 
gegeben, wenn das Brunnenwasser nicht 
den vorgegebenen Mindestanforderungen 
entspricht. Darüber hinaus stellt die Nut-
zung des historischen Brunnens ein rein 
persönliches Motiv und keinen besonderen 
Grund für die Befreiung dar. Ein spezielles 
denkmalschutzrechtliches Interesse an der 
Weiterbenutzung ist ebenfalls nicht ersicht-
lich. 

 
 

Seminarangebote 
 

Die Kanzlei veranstaltet Fachseminare zu Schwerpunktbereichen unserer juristischen Be-
ratungstätigkeit. Außerdem besteht die Möglichkeit, auf Ihre Bedürfnisse zugeschnittene 
InhouseSchulungen als Präsenzveranstaltung in Ihren Räumlichkeiten oder als Online-
Schulung zu buchen. Kontaktieren Sie uns unter info@kanzlei-schenderlein.de. 
  
 
Online-Schulung 

Rechts-, Fach- und Dienstaufsicht vs. kommunale Selbstverwaltung? 
Mittwoch, den 29.05.2024, 09:30 bis 12:00 Uhr, 
Rechtsanwalt Michael Franke, Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
 

Aufgrund der dualistischen Struktur unter-
stehen die Kommunen bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben einem differenzierten 
Aufsichtsregime. Dabei führt die Untertei-
lung in Rechts-, Fach- und Dienstaufsicht 
häufig zu komplexen Fragen zum Umfang 
und zur Reichweite der Eingriffsbefugnisse 
übergeordneter Behörden. Auch sehen sich 
Bürgermeister und Gemeinden durch auf-
sichtsrechtliche Maßnahmen nicht selten 
gegängelt, übertrieben bevormundet oder 
gar in der kommunalen Selbstverwaltung 
verletzt. Das Seminar gibt anhand typischer 
Praxisbeispiele einen Überblick über die 
Struktur des kommunalen Aufsichtsrechts 
und zeigt regelmäßige Probleme sowie Lö-

sungsstrategien im Umgang mit den Auf-
sichtsbehörden auf. Behandelt werden ins-
besondere folgende Themen: 
• Inhalt und Gegenstand der Rechts-, 

Fach- und Dienstaufsicht 
• Grenzen und Reichweite der Befug-

nisse von Aufsichtsbehörden 
• Richtiger Umgang mit Dienstaufsichts-

beschwer-den 
• Rechtsschutz gegen aufsichtsrechtliche 

Maßnahmen 
 
Das Seminar richtet sich in erster Linie an 
Kommunen und Zweckverbände. Weitere 
Informationen erhalten Sie unter:  
www.kanzlei-schenderlein.de

  

mailto:info@kanzlei-schenderlein.de
http://www.kanzlei-schenderlein.de/
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Online-Schulung 

Aktuelles im behördlichen Datenschutz 
Mittwoch, den 18.09.2024, 09:30 bis 12:00 Uhr, 
Rechtsanwalt Michael Franke, Fachanwalt für Verwaltungsrecht 

Für die rechtskonforme Verarbeitung von 
personen-bezogenen Daten durch die öf-
fentliche Verwaltung sind Grundkenntnisse 
zum behördlichen Datenschutz allein nicht 
ausreichend. Als Verantwortliche im Sinne 
des Datenschutzes sind die Leiter kommu-
naler Verwaltungsstrukturen sowie die mit 
der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten befassten Mitarbeiter vielmehr angehal-
ten, sich über die „aktuellen Trends“ im Da-
tenschutzrecht fortlaufend informiert zu hal-
ten. Das Seminar bringt die Teilnehmer auf 
den neuesten Stand der Rechtsprechung 
und stellt die Entwicklungen in der Gesetz-
gebung und den Datenschutz-behörden an-
schaulich und praxisorientiert dar. Darüber 
hinaus bietet es die Möglichkeit, aktuelle 

Fragen und Umsetzungsprobleme zu erör-
tern und praxistaugliche Lösungsansätze 
zu erarbeiten. Behandelt werden insbeson-
dere folgende Themen: 
• Recht auf Datenauskunft und Kopie  
• Neue Entwicklungen im Beschäftigten-

datenschutz 
• Umgang mit Beschwerden von Betroffe-

nen 
• Videoaufzeichnungen öffentlicher Räu-

me 
 
Das Seminar richtet sich in erster Linie an 
Kommunen und Zweckverbände. Weitere 
Informationen erhalten Sie unter:  
www.kanzlei-schenderlein.de

  

 
 
 
 
 

Zur Anmeldung für den kostenfreien E-Mail-Versand unserer Newsletter mit aktueller Recht-
sprechung im Verwaltungsrecht, Baurecht, Vergaberecht, Mietrecht und Arbeitsrecht nutzen 
Sie bitte unsere Homepage www.kanzlei-schenderlein.de Sie können den Bezug jederzeit 
ohne Angabe von Gründen hier formlos abbestellen. 

 
Gesetzlich vorgeschriebene Angaben nach § 5 TMG: 
 
Redaktion:  Rechtsanwalt Dr. Volker Schenderlein 

 SCHENDERLEIN Rechtsanwälte 
 Käthe-Kollwitz-Str. 5, D-04109 Leipzig 

Telefon: 0341/ 46 23 50 
Telefax: 0341/ 46 23 525 
E-Mail: info@kanzlei-schenderlein.de 
Internet:  http://www.kanzlei-schenderlein.de 
USt-ID: DE 227724334 
 
Die Rechtsanwälte der Kanzlei SCHENDERLEIN Rechtsanwälte sind Mitglieder der Rechtsanwaltskammer Sachsen, Glacisstraße 6, 01099 
Dresden und durch den Präsidenten des Landgerichtes Leipzig als solche in der Bundesrepublik Deutschland zugelassen. Alle Rechtsanwälte 
unterliegen berufsrechtlichen Regelungen. Diese werden auf der Homepage der Bundesrechtsanwaltskammer http://www.brak.de bereitgehal-
ten. Zu den berufsrechtlichen Regelungen gehören insbesondere: 
 
 BRAO Bundesrechtsanwaltsordnung 
 RVG Rechtsanwaltsvergütungsgesetz 
 BORA Berufsordnung der Rechtsanwälte 
 FAO Fachanwaltsordnung 
 Berufsregeln der Rechtsanwälte der Europäischen Union 
 
Die vorstehenden Angaben dienen lediglich der allgemeinen Information und nicht der rechtlichen Beratung im Rahmen eines Mandatsverhält-
nisses. Trotz sorgfältiger Auswahl der Informationen kann keine Gewähr für die Richtigkeit, Vollständigkeit oder Aktualität der Daten übernom-
men werden. Eine Haftung ist insoweit ausgeschlossen. 

 

 

http://www.kanzlei-schenderlein.de/
http://www.kanzlei-schenderlein.de/
https://kanzlei-schenderlein.de/seminarabmeldung/

